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EMD Eidgenössisches Militärdepartement,
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DFJP Département fédéral de justice et police
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OFEV Office fédéral de l'environnement
OSCE Organisation pour la sécurité et la coopération en Europe
OFEN Office fédéral de l'énergie
UE Union européenne
MROS Bureau de communication en matière de blanchiment d'argent
DélCDG Délégation des Commissions de gestion
RNS Réseau national de sécurité
CDEn Conférence des directeurs cantonaux de l'énergie
SISA Swiss Internet Security Alliance
UPIC Unité de pilotage informatique de la Confédération
MELANI Centrale d'enregistrement et d'analyse pour la sûreté de l'information
TIC Technologies de l'information et de la communication
OSAV Office fédéral de la sécurité alimentaire et des affaires vétérinaires
PTT Postes, téléphones, télégraphes
CEP Commission d'enquête parlementaire
SNPC Stratégie nationale de protection de la Suisse contre les cyberrisques
SRC Service de renseignement de la Confédération

(à 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)

DMF Département militaire fédéral,
aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Rechtshilfe

Zur Stärkung der inneren Sicherheit wollte der Bundesrat den Strafbefolgungsbehörden
den Zugriff auf die Eurodac-Datenbank, die Fingerabdrücke von Personen speichert,
welche in einem Dublin-Staat ein Asylgesuch einreichen oder bei der illegalen Einreise
aufgegriffen werden, ermöglichen. Zu diesem Zweck verabschiedete der Bundesrat im
November ein Verhandlungsmandat. Die revidierte EU-Verordnung zur Eurodac-
Datenbank, die neu den nationalen Strafverfolgungsbehörden den Zugriff auf die Daten
erlaubt, gilt für die an Dublin assoziierten Staaten wie die Schweiz nämlich nicht
automatisch. 1

ANDERES
DATUM: 27.11.2014
NADJA ACKERMANN

Datenschutz und Statistik

Im April 2014 sorgte die Aufdeckung einer Sicherheitslücke bei der weitverbreiteten
Verschlüsselungssoftware Open SSL für Aufregung. Durch das „Heartbleed“ genannte
Leck konnten Kriminelle an sensible Daten wie Passwörter gelangen. Betroffen waren
viele Dienstleistungsanbieter wie Krankenversicherer, Banken, Webshops, Google und
Yahoo. Nachdem die Sicherheitslücke wohl zwei Jahre bestanden hatte, konnte sie bei
den betroffenen Banken in der Schweiz innerhalb eines Tages geschlossen werden. 2

ANDERES
DATUM: 11.04.2014
NADJA ACKERMANN

Innere Sicherheit

Der 1990 nach der Entdeckung von Fichen im EMD beurlaubte Chef der Bundespolizei,
Peter Huber, ist im Berichtsjahr durch die Anklagekammer des Bundesgerichts
vollständig rehabilitiert worden. Die Untersuchung stellte dabei namentlich fest, dass
die 1989 von der PUK gemachten Vorwürfe, der Chef der Bundespolizei sei massgeblich
verantwortlich für die ausufernde Überwachungs- und Registriertätigkeit der
politischen Polizei, haltlos seien. Huber habe im Gegenteil bereits 1984 die später von
der PUK beanstandeten Zustände im Staatsschutz kritisiert und die kantonalen
Polizeichefs aufgefordert, ihre Beobachtungs- und Sammeltätigkeit drastisch zu
reduzieren und auf sicherheitspolitisch relevante Personen und Organisationen zu
beschränken. Auch die Überwachungsoperationen, welche die Bundesanwaltschaft mit
Hilfe von PTT- und Zollbeamten durchgeführt hatte, zogen keine weiteren gerichtlichen
Verfahren nach sich. Der vom Bundesrat eingesetzte besondere Vertreter des
Bundesanwalts, Fabio Righetti, stellte sämtliche Ermittlungen ein, da er kein
strafrechtlich relevantes Verhalten erkennen konnte. 3

ANDERES
DATUM: 07.09.1991
HANS HIRTER

Das für den bewaffneten Grenzschutz zuständige Grenzwachtkorps ist administrativ
der Zolldirektion im Finanzdepartement unterstellt. Angesichts der
Aufgabenverschiebung von der Zollkontrolle auf die Personenkontrolle beantragte eine
Motion Oehrli (svp, BE) die Einordnung dieses Dienstes beim EJPD, wo die meisten
Polizeidienste des Bundes und auch die für die Einreise und Aufnahme von Ausländern
zuständigen Behörden angesiedelt sind, oder eventuell auch ins VBS. Der Nationalrat
überwies den Vorstoss in Postulatsform, nachdem der Bundesrat darüber orientiert
hatte, dass er im Januar 1998 eine Expertenkommission mit einer generellen
Überprüfung der Strukturen der Organe der inneren Sicherheit beauftragt habe, und er
zuerst deren Empfehlungen abwarten wolle. 4

ANDERES
DATUM: 09.06.1999
HANS HIRTER

Nach den Attentaten vom 11. September in den USA beteiligte sich die Schweiz an den
weltweiten Versuchen, die logistischen und organisatorischen Netzwerke der
Terroristen aufzudecken und zu zerschlagen. Erste Abklärungen ergaben, dass
bedeutsame Verbindungen zur Schweiz und namentlich dem schweizerischen
Finanzplatz mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht bestanden hatten. Konten von
Organisationen, welche den US-Behörden verdächtig erschienen, wurden von der
Bundesanwaltschaft gesperrt, und eine im Tessin angesiedelte islamische

ANDERES
DATUM: 01.12.2001
HANS HIRTER
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Finanzgesellschaft wurde polizeilich durchsucht. Obwohl sich von der für die Anschläge
in den USA verantwortlich gemachten islamischen Organisation Al-Quaida in der
Schweiz keine Spuren finden liessen, wurde sie und eventuelle Nachfolgeorganisationen
sowie Unterstützungsaktionen zu ihren Gunsten vom Bundesrat verboten.
Interpellationen von Ständerat Fünfschilling (fdp, BL) sowie der FDP-Fraktion im
Nationalrat gaben dem Bundesrat Gelegenheit, sein Konzept und die bestehenden und
geplanten Vorkehrungen zu einer wirksamen Bekämpfung des internationalen
Terrorismus darzulegen. Eine umfassende Lagebeurteilung kündigte er für das Frühjahr
2002 an. Eine Motion Merz (fdp, AR) für einen Ausbau des Instrumentariums der
Staatsschutzorgane namentlich im Bereich der Nutzung von elektronischen
Datenbanken und Informationssystemen bei gleichzeitiger Verstärkung der
parlamentarischen Aufsicht überwies die kleine Kammer in Postulatsform. Die CVP
reichte ihrerseits Motionen für mehr Überwachungskompetenzen und eine Lockerung
der Datenschutzbestimmungen für den Nachrichtendienst ein. 5

Der Ständerat überwies eine Motion Marty (fdp, TI) in Postulatsform, welche einen
besseren arbeitsrechtlichen Schutz für Personen forderte, welche zur Aufdeckung von
Korruptionsfällen beitragen (sogenannte whistleblowers). Der Bundesrat hatte sich
gegen die Motion ausgesprochen, da das Obligationenrecht mit dem Verbot der
missbräuchlichen Kündigung bereits entsprechende Schutzmassnahmen enthalte. Der
Bundesrat gab einen Vorentwurf für eine Verschärfung des Kampfs gegen die
Korruption in die Vernehmlassung. Um die Ratifizierung eines entsprechenden
Europarats-Übereinkommens zu erlauben, soll in Zukunft nicht nur die aktive, sondern
auch die passive Bestechung von Privaten (also die Annahme von
Bestechungszahlungen durch einen Angestellten eines Unternehmens) strafbar
werden. 6

ANDERES
DATUM: 31.12.2003
HANS HIRTER

Im Januar legte der Bundesrat seine Botschaft für eine Teilrevision des Waffengesetzes
vor. Dabei geht es um die Ausmerzung von Unzulänglichkeiten beim Vollzug des 1999
teilrevidierten Gesetzes durch die Kantone. Wie von mehreren parlamentarischen
Vorstössen verlangt, schlug die Regierung zudem vor, dass auch Soft-air-guns und
Imitationen dem Waffengesetz unterstellt werden sollen. Genau definiert wird ferner,
wann Messer und Dolche als Waffe im Sinne des Waffengesetzes zu betrachten sind. Um
die Begehung von Gewalttaten zu verhindern, sollen zudem die Polizei oder die
Zollbehörden bei Verdachtfällen auch auf dem Körper getragene potentielle Waffen wie
Baseball-Schläger, Fahrradketten oder Metallrohre einziehen können. Im Bereich der
Kontrolle beantragte der Bundesrat rechtliche Grundlagen für eine Datenbank über den
Entzug und die Verweigerung von Waffentrag- und -erwerbsbewilligungen sowie für den
Datenaustausch zwischen dem Bundesamt für Polizei und dem VBS über Personen,
denen die Armeewaffe überlassen worden ist. Auf das in der Vernehmlassung heftig
kritisierte nationale Waffenregister soll hingegen verzichtet werden. Nicht in der
Botschaft enthalten sind Neuerungen, die bereits mit der Zustimmung zum Schengen-
Abkommen mit der EU eingeführt worden sind. Diese Teilrevision des Waffengesetzes
war integrierender Teil des Bundesbeschlusses über die Umsetzung des Beitritts zum
Schengen-Abkommen gewesen und damit in der Volksabstimmung vom 5. Juni 2005
angenommen worden. Es war dabei insbesondere darum gegangen, dass nicht nur beim
Kauf in einem Waffengeschäft, sondern auch beim Erwerb einer Waffe von einer
Privatperson ein Waffenerwerbsschein erforderlich ist. Ausgenommen von dieser
Regelung blieben Sport- und Jagdwaffen, bei denen neuerdings aber die Kopie eines
schriftlichen Kaufvertrags an die kantonale Meldestelle geschickt werden muss.

Bereits in der Sommersession kam das Geschäft in den Ständerat und wurde
gutgeheissen. Grundsätzliche Opposition war keine auszumachen, und die
Abweichungen zur Bundesratsvorlage waren von untergeordneter Bedeutung. In der
Herbstsession begann der Nationalrat mit seinen Verhandlungen, die er allerdings im
Berichtsjahr noch nicht abschliessen konnte. Nachdem Eintreten unbestritten war,
lehnte er Vorstösse der Linken für strengere Regeln und insbesondere für die
Einführung eines Bedarfsnachweises für Personen, die nicht Sportschützen oder Jäger
sind, ab. 7

ANDERES
DATUM: 27.09.2006
HANS HIRTER
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Der Nationalrat überwies eine Motion Schmid-Federer (cvp, ZH), welche der Polizei
verdeckte Ermittlungen nicht nur dann gestatten will, wenn der Verdacht auf eine
Straftat besteht, sondern bereits dann, wenn mit der Möglichkeit einer Straftat
gerechnet werden muss. Der Bundesrat hatte im Nationalrat erfolglos dagegen
argumentiert, dass eine derartige Regelung nicht in die eidgenössische
Strafprozessordnung gehöre, sondern als polizeirechtliche Massnahme in die
Kompetenz der Kantone falle. Im Ständerat fand diese Argumentation aber Zustimmung
und die Motion wurde abgelehnt. 8

ANDERES
DATUM: 10.12.2009
HANS HIRTER

Der Nationalrat überwies ein Postulat Malama (fdp, BS), das auch vom Bundesrat
unterstützt wurde. Es fordert die Klärung der Zuständigkeiten von Bund und Kantonen
bei Fragen der Ausgestaltung der inneren Sicherheit. Geprüft werden sollen
insbesondere die Rechtssetzungs- und Rechtsanwendungskompetenzen des Bundes. 9

ANDERES
DATUM: 18.06.2010
MARC BÜHLMANN

Im Juni warf die Affäre um Dominique Giroud hohe Wellen. Der Walliser Weinhändler,
gegen den in der Waadt Strafverfahren wegen Betrugs, Waren- sowie
Urkundenfälschung liefen und in Genf wegen Steuerbetrugs ermittelt wurde, hatte
versucht, zwei Westschweizer Journalisten auszuspionieren. Diese hatten zuvor
brisante Informationen über Giroud veröffentlicht. Kurz darauf kam aus, dass der von
Giroud angeheuerte Privatdetektiv selbst dem Westschweizer Fernsehen heikle
Informationen über den Weinhändler zugespielt hatte. 
Da am Spionageversuch nicht nur ein Privatdetektiv und ein Hacker, sondern auch ein
Mitarbeiter des schweizerischen Nachrichtendiensts (NDB) beteiligt war, schwappte der
Fall bis nach Bundesbern. Hier hatte sich die Geschäftsprüfungsdelegation (GPDel) als
Aufsichtsbehörde des NDB mit der Frage zu befassen, ob das Risikomanagement des
Nachrichtendiensts funktioniert hatte. Der Fall offenbarte dabei Mängel bei der
Auswahl und Führung der Agenten. Nach dem NSA-Skandal gab die Affäre Giroud somit
den Gegnern des neuen Nachrichtendienstgesetzes weitere Argumente in die Hand. 10

ANDERES
DATUM: 13.06.2014
NADJA ACKERMANN

Der Sicherheitsverbund Schweiz (SVS) hat im ersten Halbjahr 2017 zwei
Veranstaltungen durchgeführt. Anfang April fand zum fünften Mal die Cyber-
Landsgemeinde statt. In Bern trafen sich etwa 100 Vertrererinnen und Vertreter von
Bund und Kantonen, um über die NCS zu diskutieren. Im Fokus standen dabei die
Cyberkriminalität und Cybersicherheit.

Die NCS stand auch bei der dritten Konferenz des SVS im Zentrum der Aufmerksamkeit.
Rund 400 Personen waren für diesen Anlass zusammengekommen, bei dem ebenfalls
der Schutz vor Cyberrisiken sowie die Sicherheit im Cyberbereich thematisiert wurden.
Da die Nationale Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyber-Risiken Ende 2017 auslief,
stellte sich die Frage nach der künftigen Ausgestaltung der Cyber-Abwehr. Der
Verteidigungsminister hatte dabei Gelegenheit, die neue Cyberverteidigungsstrategie
vorzustellen, die das VBS erarbeitete. 11

ANDERES
DATUM: 04.05.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

2018 fand die sechste Cyber-Landsgemeinde des Sicherheitsverbundes Schweiz statt.
Die Nachfolgearbeiten der ersten NCS standen dabei im Zentrum: Im Zuge der
Aufarbeitung der 16 Massnahmen aus der ersten Strategie wurde den Teilnehmenden
aus Bund, Kantonen und der Privatwirtschaft aufgezeigt, welche Themen für die NCS II
relevant sein werden; gleichzeitig wurden sie in die Erarbeitung dieser
Nachfolgestrategie involviert. Weitere Themen waren die Entwicklung und Einführung
von Minimalstandards im IKT-Bereich, neue Arten der Cyberkriminalität und die
Schwierigkeiten, diese zu erkennen und zu bekämpfen, die Reduktion von IKT-
Verwundbarkeiten und, damit zusammenhängend, eine verbesserte Resilienz. Als
Herausforderung galten ferner auch die Bedeutung einer korrekten Erkennung und
Einschätzung der Bedrohungen aus dem Cyberraum und die geeignete Handhabung
dieser Gefährdung. 12

ANDERES
DATUM: 26.04.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Im März 2019 fand die 7. Cyber-Landsgemeinde des Sicherheitsverbundes Schweiz
statt. Im Zentrum der Veranstaltung und des Interesses stand die im April des Vorjahres
vom Bundesrat verabschiedete zweite Nationale Strategie zum Schutz vor Cyberrisiken
(NCS). Auf dem Programm der Konferenz stand eine Reihe von Themen aus der
Umsetzungsagenda, beispielsweise die Risikoanalyse zur Verbesserung der IKT-Resilienz
oder die Ausgestaltung einer übergreifenden Austauschplattform zu aktuellen
Bedrohungen aus dem Cyber-Raum. Die institutionalisierte Einbindung der Kantone in
die Organisationsstruktur für Cyber-Sicherheit auf Stufe Bund stellte gar eines der
Kernthemen dar, mit denen sich der SVS über die vergangenen Jahre beschäftigt hatte.

Im Mai stand ferner die vierte Konferenz des Sicherheitsverbundes Schweiz an. Der
Fokus des Zusammentreffens verschiedener Akteure lag auf der Zusammenarbeit
zwischen staatlichen Sicherheitsorganen und privaten Unternehmen. Mit Verweis auf
die bisherigen Erfahrungen wurde festgehalten, dass auch staatliche Sicherheitsakteure
auf private Dienstleister zurückgreifen. Diese hätten die Kapazitäten, um die staatlichen
Organe zu ergänzen, wurde betont. In Anwesenheit von Bundesrätin Karin Keller-Sutter
konnten die Kantone Erfahrungen austauschen, aber auch ihre Vorstellungen äussern.
So pochte Regierungsrat Norman Gobbi (TI, lega) auf eine flexible Gesetzgebung, die
dem Subsidiaritätsprinzip gerecht werde und den Kantonen in den betreffenden
Feldern ihre Kompetenzen überlässt. 13

ANDERES
DATUM: 26.05.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Kriminalität

In der bisher grössten in der Schweiz aufgedeckten Geldwäschereiaffäre
beschlagnahmten die Behörden bei der Schweizerischen Bankgesellschaft rund USD 150
Mio. Die Ermittlungsbehörden vermuten, dass diese Gelder von kolumbianischen
Drogenhändlern stammen. Sie wurden vor Inkrafttreten des Geldwäschereigesetzes
(August 1990) angelegt und nachher vom verantwortlichen Bankangestellten nicht
gemeldet, obwohl er nach Ansicht der Justizbehörden von ihrer illegalen Herkunft
Kenntnis hatte. 14

ANDERES
DATUM: 19.04.1994
HANS HIRTER

Die 1991 vom Bundesrat beantragte Strafrechtsrevision in bezug auf strafbare
Handlungen gegen das Vermögen und auf Urkundenfälschung konnte abgeschlossen
werden. In der Differenzbereinigung schloss sich der Nationalrat weitgehend den
Entscheiden der kleinen Kammer an. 15

ANDERES
DATUM: 07.10.1994
HANS HIRTER

Der Ständerat hiess die im Vorjahr vom Nationalrat überwiesene Motion Sommaruga
(sp, GE) zum Kinderschutz ebenfalls gut. Diese verlangt einen verbesserten Schutz der
Kinder vor rückfallgefährdeten Sexualtätern, überlässt die Ausarbeitung der konkreten
Massnahmen und strafrechtlichen Bestimmungen aber dem Bundesrat. 16

ANDERES
DATUM: 12.03.2009
HANS HIRTER

Trotz eines leichten Rückgangs war auch im Jahr 2013 die Anzahl der gemeldeten,
verdächtigen Vermögenswerte hoch. Ihr Umfang belief sich auf knapp drei Milliarden
CHF, wobei insgesamt 30 Verdachtsmeldungen Summen von über 10 Millionen CHF
betrafen. Meist handelte es sich bei der mutmasslich begangenen Vortat zur
Geldwäscherei um Betrug, wobei eine Zunahme von Computerbetrugsfällen
verzeichnet wurde. Die Abnahme der Fälle erlaubte eine vertiefte Analyse der
eingegangenen Verdachtsmeldungen und raschere und besser fundierte Meldungen an
die Strafverfolgungsbehörden. Dies hielt der im Mai 2014 veröffentlichte Jahresbericht
der Meldestelle für Geldwäscherei (MROS) fest. 17

ANDERES
DATUM: 08.05.2014
NADJA ACKERMANN

Im September 2014 gründeten Vertreter der Wirtschaft die branchenübergreifende
Swiss Internet Security Alliance (SISA), um die Sicherheit von Schweizer Online-
Angeboten auch in Zukunft zu gewährleisten. Der Verein, dem unter anderem
Swisscom, UBS, Switch und PostFinance angehören, folgt dem Ruf nach einer
verstärkten Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der Internetkriminalität. Zu diesem
Zweck bietet SISA einen kostenlosen Swiss Security Check an, der Problemstellen
aufdecken soll. 18

ANDERES
DATUM: 11.09.2014
NADJA ACKERMANN
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Polizei

Die 2009 vom Nationalrat angenommene Motion Segmüller (cvp, LU), die einen von
Kantonen und Bund koordinierten Ausbau des Bestandes der Polizeikräfte forderte,
wurde vom Ständerat abgelehnt. Die kleine Kammer folgte – mit einem knappen
Stimmenmehr (18 zu 14 Stimmen) dem Argument des Bundesrates, dass es sich hier um
eine rein kantonale Aufgabe handle. 19

ANDERES
DATUM: 18.03.2010
MARC BÜHLMANN

Der Nationalrat folgte dem Antrag seiner Kommission für Rechtsfragen nicht, die einer
Petition des Verbandes Schweizerischer Polizeibeamter keine Folge geben wollte. Die
Petenten fordern Verschärfungen im Strafgesetzbuch, um der zunehmenden Gewalt
gegen Polizeibeamte entgegenzuwirken. Die grosse Kammer wies die Petition an die
Kommission zurück, mit dem Auftrag, einen entsprechenden Vorstoss auszuarbeiten. 20

ANDERES
DATUM: 12.06.2012
MARC BÜHLMANN

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Nicht nur die Militärakademie MILAK an der ETH Zürich wird vom VBS unterstützt,
sondern auch das CSS, das Center for Security Studies. Im November 2014 hat der
Bundesrat entschieden, die Unterstützung des CSS in der Periode 2016 bis 2019
weiterzuführen und hat dafür einen Rahmenkredit von CHF 15.4 Mio. beim Parlament
beantragt. Ein kleiner Teil dieser Ausgaben ist für Projekte des
Verteidigungsdepartements zur zivilen Friedensförderung vorgesehen. Das Institut hat
sich zu einem Kompetenzzentrum für nationale und internationale Sicherheitspolitik
entwickelt und leistet im Auftrag des VBS diverse Beiträge an die sicherheitspolitische
Forschung, Ausbildung und Diskussion im In- und Ausland; so die Ausführungen der
Regierung. Zwar ist der beantragte Umfang der Unterstützung etwas geringer als bisher,
jedoch bleibt sichergestellt, dass das CSS die für das VBS wesentlichsten Aufgaben
weiterführen kann. Aufgrund des 2014 beschlossenen Konsolidierungs- und
Aufgabenüberprüfungspakets muss jedoch auch hier auf gewisse Dienstleistungen in
Zukunft verzichtet werden. 21

ANDERES
DATUM: 12.11.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Militäreinsätze

Anlässlich der Syrien-Konferenz vom 22. Januar 2014 in Montreux unterstützte die
Armee im Assistenzdienst die Kantone Waadt und Genf bei den
Sicherheitsmassnahmen. Der Bundesrat hatte am 15. Januar 2014 den Einsatz von
maximal 500 Armeeangehörigen während sechs Tagen bewilligt. Es wurden Dienste wie
der Schutz von Objekten und Personen, die Sicherung des Luftraumes, Transporte in
der Luft und am Boden, sowie die Bereitstellung von Material wie zum Beispiel
Funkmittel und Absperrgitter erbracht. 22

ANDERES
DATUM: 15.01.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Auch 2014 wurde die Sicherheit des WEF Jahrestreffens in Davos durch die Armee
gewährleistet. Dabei standen bis zu 3'100 Armeeangehörige zu Gunsten des Kantons
Graubünden im Einsatz. Das Parlament hatte für den Einsatz der Armee im
Assistenzdienst vom 13. bis 27. Januar 2014 eine Obergrenze von maximal 5'000
Armeeangehörigen festgelegt, die jedoch nicht ausgeschöpft werden musste. Obwohl
die Luftwaffe eine Regelwidrigkeit im eingeschränkten Luftraum über Davos
verzeichnete, verlief der Einsatz insgesamt reibungslos und ohne gravierende
Zwischenfälle oder Unfälle. 23

ANDERES
DATUM: 26.01.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Eine positive Bilanz wurde aus dem Armeeeinsatz anlässlich der OSZE
Ministerkonferenz in Basel gezogen. Für die Armee verlief der Einsatz zugunsten des
Kantons Basel-Stadt und der Konferenz erfolgreich und ohne sicherheitsrelevante
Zwischenfälle. Zu den Leistungen der Armee gehörten Objektschutz, die Sicherung des
Luftraumes, Führungsunterstützung sowie logistische Unterstützung für die zivilen
Sicherheitspartner. Während des Assistenzdienstes standen pro Tag durchschnittlich
knapp 2'700 Armeeangehörige im Einsatz. 24
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Militärorganisation

Die seit 2012 gängige Pflicht, sich bei Dienstantritt aus Sicherheitsgründen mittels eines
gültigen amtlichen Dokuments auszuweisen, wurde ins Dienstreglement aufgenommen.
Mit der Revision wurden neu einerseits die Ausweispflicht der Angehörigen der Armee
sowie andererseits die Identitätskontrollpflicht der Schweizer Armee im
Dienstreglement geregelt. Dies hatte der Bundesrat in seiner Sitzung am 19. November
2014 beschlossen. 25

ANDERES
DATUM: 19.11.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Seit einigen Jahren arbeitet der Bund, gemeinsam mit mehreren weiteren Akteuren, an
verschiedenen Programmen zur Bewältigung neuer Bedrohungen aus dem digitalen
Raum. Diesen als „Cyber-Risiken” umschriebenen, im Zuge der Digitalisierung vermehrt
auftretenden Komplikationen und/oder Angriffen wird unter anderem auch mit einer
Cyber-Strategie begegnet. Diese Strategie wird dezentral umgesetzt, wobei die Melde-
und Analysestelle Informationssicherung (MELANI) eine zentrale Rolle innehat. Damit ist
aufgrund des Kooperationsmodells bei MELANI zwischen ISB und NDB direkt auch der
Nachrichtendienst des Bundes involviert. Innerhalb des VBS hat aber auch die Armee
den Auftrag, sensible IT-Infrastrukturen und Systeme zu schützen. Dafür wurde bis
anhin auf die Nutzung sicherer Netze vertraut, gerade auch im militärischen
Tagesbetrieb. Zur Informations- und Objektsicherheit wurde zudem innerhalb des
Verteidigungsdepartementes eine gleichnamige Stelle eingerichtet. Um nun der
weiteren Entwicklung im Cyberbereich zu begegnen, wurde ein Aktionsplan Cyber-
Defence ausgearbeitet. Diese auf Anregung von Departementsvorsteher Guy Parmelin
2016 lancierte Massnahme soll bis 2020 umgesetzt werden und die bereits laufenden
Vorgänge im Rahmen der nationalen Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyber-
Risiken ergänzen.

Der Aktionsplan Cyber-Defence ist ein rein auf das VBS bezogenes Strategiepapier, das
mit einer Standortbestimmung im Sommer 2016 angestossen worden war und im
folgenden Herbst eine Strategie hervorgebracht hatte, deren Umsetzungsplan im
Sommer 2017 verabschiedet wurde. Gemäss dem Aktionsplan ist dieser vorerst als
Orientierungshilfe anzusehen, er bedeute jedoch einen zwingenden ersten Schritt, weil
eine Anpassung an neue „Herausforderungen im Cyber-Raum ein wichtiges Thema
unserer Sicherheitspolitik geworden ist.”
Als operative Ziele wurden drei Bereiche definiert. Das VBS soll erstens seine eigenen
Systeme und Infrastrukturen jederzeit schützen und verteidigen können. Zweitens soll
es möglich werden, militärische und nachrichtendienstliche Operationen im Cyber-
Raum durchzuführen. Ferner sollen drittens zivile Behörden im Falle von Cyber-
Angriffen unterstützt werden können. Diese Zielvorgaben verlangen jedoch eine
genügende Ausstattung mit finanziellen, aber auch personellen Ressourcen – ein
Unterfangen, das auf der politischen Bühne auszutragen sein wird. 

Die Rekrutierung von geeignetem Milizpersonal beispielsweise mittels neu zu
schaffender Cyber-RS, wie im Parlament inzwischen gefordert wurde, wurde im
Aktionsplan als nicht zielführend beschrieben. Im Papier ist von einem Bedarf von 166
Stellen die Rede, wovon etwa 100 neu zu schaffen wären. Bezüglich Finanzierung
wurden keine präzisen Zahlen genannt, eine Schätzung geht jedoch von etwa 2 Prozent
des Jahresbudgets des VBS aus. Ob der gesamte Bereich der Cyber-Abwehr, also auch
ausserhalb des VBS und der Armee, durch ein Cybersecurity-Kompetenzzentrum
organisiert werden könnte, wurde im Aktionsplan nicht genauer ausgeführt. Unter der
Bezeichnung „CYD-Campus” wurde jedoch eine Plattform zur vertieften
Zusammenarbeit skizziert, deren Entwicklung noch abgewartet werden muss. 26
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Bevölkerungsschutz

Am 20. März 2014 fand die zweite Cyber-Landsgemeinde des Sicherheitsverbundes
Schweiz (SVS) in Bern statt. Ziel dieses Treffens von rund 70 Vertretern von Bund und
Kantonen war es, über den aktuellen Stand der Umsetzung der Nationalen Strategie zum
Schutz der Schweiz vor Cyber-Risiken (NCS) zu informieren. Seit Ende 2013 befassen
sich vier paritätisch zusammengesetzte Arbeitsgruppen mit der Umsetzung einzelner
Massnahmen der Strategie in den Kantonen. Ziel dieser Massnahmen ist es, mittels
konkreter Produkte die Kantone zu unterstützen, ihre Widerstandsfähigkeit zu erhöhen
und Cyber-Risiken zu reduzieren. Drei Arbeitsgruppen erarbeiten in den Bereichen
Risikoanalyse und Präventionsmassnahmen, Incident Management und
Krisenmanagement Konzepte, Prozesse und fördern den Zugang zu Expertenwissen. Die
vierte Arbeitsgruppe dokumentiert Straffälle und erstellt ein Konzept zur Koordination
von interkantonalen Fallkomplexen. Der Sicherheitsverbund Schweiz koordiniert in
Zusammenarbeit mit der Koordinationsstelle NCS, die beim Informatiksteuerungsorgan
des Bundes angesiedelt ist, die Umsetzung der Strategie auf Stufe der Kantone und der
Gemeinden. 27

ANDERES
DATUM: 20.03.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Per Ende April 2014 lag der Jahresbericht 2013 des Steuerungsausschusses der
nationalen Strategie zum Schutz vor Cyber-Risiken (NCS) vor. Bei vielen der 16
gefassten Massnahmen, vor allem in den Bereichen Prävention und Reaktion, wurden
Ende 2013 bereits erste Meilensteine erreicht. So wurden die notwendigen Schritte zur
Erstellung eines Lagebildes, das über die Cyber-Bedrohungen Auskunft geben wird,
eingeleitet. In den beteiligten Verwaltungseinheiten beim Bund wurden auch nötige,
neue Organisationsstrukturen geschaffen, um Cyber-Bedrohungen rasch erkennen zu
können und die Handlungsfähigkeit zu erhöhen. Es wurden Grundlagen für die
Zusammenarbeit geschaffen sowie einheitliche Methoden unter den beteiligten Stellen
etabliert, damit im Falle von Cyber-Angriffen optimal reagiert und Schäden und
Auswirkungen möglichst gering gehalten werden können. 
Im Rahmen der Mitte 2012 gestarteten NCS verfolgt der Bundesrat drei strategische
Ziele: die frühzeitige Erkennung der Bedrohungen und Gefahren im Cyber-Bereich, die
Erhöhung der Widerstandsfähigkeit von kritischen Infrastrukturen sowie eine wirksame
Reduktion von Cyber-Risiken. Die Koordination der Umsetzungsarbeiten übernahm die
bei der Melde- und Analysestelle Informationssicherung (MELANI) angesiedelte
Koordinationsstelle NCS. Dort werden die Umsetzungsarbeiten überwacht und für den
Einbezug aller Beteiligten gesorgt. Zusammen mit den verantwortlichen Bundesämtern
wurden die Meilensteine und der Zeitplan für die jeweiligen Massnahmen definiert und
in einer Roadmap festgehalten. 28

ANDERES
DATUM: 30.04.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Im November 2014 führte der Sicherheitsverbund Schweiz SVS eine Übung zum Fall
einer „Pandemie und Strommangellage“ durch. Am gross angelegten Test nahmen
sämtliche Kantone, Bundesstellen aller Departemente sowie Armee,
Krisenorganisationen, aber auch privatwirtschaftliche Akteure teil. Im Fokus stand die
Handlungsfähigkeit von Gesellschaft, Behörden und Wirtschaft im Krisenfall,
beziehungsweise deren rasche Wiederherstellung. Der Schwerpunkt der Übung lag auf
der politisch-strategischen Ebene: Die Krisenorgane der Kantone und des Bundes
gingen dabei unter aktiver Teilnahme der kantonalen Regierungsräte den Prozessen des
Krisenmanagements bis zur politischen Entscheidungsfindung nach. In unabhängigen
Modulen wurde die Stabsarbeit betrachtet und Diskussionen in Workshops,
Arbeitsgruppen sowie Plenumsveranstaltungen geführt. Der Übung gingen gründliche
Vorbereitungen voraus, jedoch wurde in der Folge auch ein detaillierter
Evaluationsbericht erwartet. Nach Abschluss der Übung wurde diese bereits als
erfolgreich bezeichnet, weil sie wertvolle Erkenntnisse gebracht habe. Zusammen mit
der nächsten Konferenz des Sicherheitsverbunds Schweiz wird der Schlussbericht als
Grundlage zur Weiterentwicklung des Konzepts des Konsultations- und
Koordinationsmechanismus für den Sicherheitsverbund Schweiz (KKM SVS)
verwendet. 29
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

Le Conseil fédéral a adopté la refonte de l’ordonnance sur les installations à basse
tension (OIBT) qui remplace des dispositions datant de 1989. Elle entrera en vigueur le
1er janvier 2002. Le contrôle technique des installations électriques à basse tension
sera désormais placé sous la responsabilité de leurs propriétaires. Ces derniers seront
tenus de certifier aux entreprises chargées de l’approvisionnement en énergie
(exploitant de réseaux) que leurs installations sont techniquement au point et
correctement entretenues. Ces contrôles de fonctionnement interviennent la première
fois au moment de la construction de l’installation, puis à intervalles réguliers, et seront
effectivement réalisés par un professionnel mandaté par les propriétaires. Il se
chargera de l’examen et, le cas échéant, de la remise en état des équipements. Ainsi,
dans le futur, les exploitants de réseaux, de même que l’Inspection fédérale des
installations à courant fort, se contenteront avant tout de veiller à ce que les
propriétaires entreprennent les examens nécessaires. 30

ANDERES
DATUM: 07.11.2001
PHILIPPE BERCLAZ

Le Conseil fédéral a approuvé la révision de l’ordonnance sur l’énergie. Avec l’entrée en
vigueur le 1er janvier 2002 de la nouvelle mouture du texte, ce sont dorénavant les
directives européennes relatives à la déclaration de la consommation d’énergie qui
seront appliquées en Suisse. Ces dispositions d’efficacité énergétique concerneront
les réfrigérateurs, les congélateurs, les machines à laver, les sèche-linges, les lave-
linges et sèche-linges automatiques, les lave-vaisselles ainsi que les lampes
domestiques. Les exigences de l’UE en matière de rendement énergétique des
réfrigérateurs et des congélateurs seront également intégrées dans la réglementation
suisse. Le marquage au moyen d’étiquettes Energie indiquera la classe d’efficacité
énergétique – quantité d’énergie réclamée – des appareils sur une échelle de sept
degrés, de A (vert), le meilleur, à G (rouge), le plus mauvais. Le but est de permettre au
consommateur de se faire une idée du caractère écologique de l’appareil qu’il acquiert
et donc d’encourager les économies. Le programme SuisseEnergie s’en trouve ainsi
renforcé. D’un point de vue concret, seuls les nouveaux appareils, mis sur le marché
dès le début de l’année 2002, seront concernés. Une phase de transition est toutefois
prévue et des sanctions ne seront envisagées qu’à partir de 2003. Ce ne sera pas au
consommateur de se charger de l’apposition de la vignette, mais au vendeur, à
l’importateur, au fabricant. Ceux-ci ne décideront pas eux-mêmes si leurs appareils
sont les plus respectueux de l’environnement, mais devront subir un test standardisé
auprès d’organismes agréés. En accord avec les cantons, l’ordonnance adaptera en
outre les dispositions s’appliquant aux contributions globales qui seront octroyées aux
cantons de manière plus transparente, mieux ciblée et suivant des critères plus
maniables. Elle permettra également de mieux évaluer des programmes d’aide
cantonaux. De manière générale, ces modifications ont comme objectif de diminuer les
risques d’inégalité de traitement entre les cantons. 31

ANDERES
DATUM: 29.12.2001
PHILIPPE BERCLAZ

L’OFEN a lancé une campagne nationale de promotion des deux-roues électriques.
Placée sous l’égide de SuisseEnergie, elle vise à favoriser l’utilisation des vélos et
scooters électriques. L’OFEN espère la vente de 1000 deux-roues électriques. Inauguré
en 2001 dans le canton de Berne, ce programme a été étendu à la ville de Zurich et au
demi-canton de Bâle-Ville. Les cantons et les communes qui y participent encouragent
les entreprises à promouvoir ces moyens de locomotion écologiques. 32

ANDERES
DATUM: 26.02.2002
PHILIPPE BERCLAZ

Le DETEC, par l’entremise de Moritz Leuenberger, et l’Association des importateurs
suisses d’automobiles (Auto-suisse) ont signé une convention visant à diminuer la
consommation normalisée de carburant des nouvelles voitures. Leur consommation
moyenne devra diminuer en moyenne de 0,25 litre aux 100 km par année jusqu’en 2008
(passer de 8,4 litres à 6,4 litres aux 100 km – baisse de 24%). Il s’agit là de la première
convention d’objectifs jamais signée mettant en œuvre, dans le cadre de SuisseEnergie,
les dispositions prévues par la loi sur le CO2 et celle sur l’énergie. Si l’écart entre les
résultats enregistrés année après année et ce qui avait été convenu devait être
supérieur à 3%, le Conseil fédéral se réserverait le droit de dénoncer la convention à
partir de 2005 et d’imposer d’autres mesures. Les calculs seront opérés dès 2004. En
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contrepartie, le DETEC s’engageait, dans le cadre de SuisseEnergie, à soutenir les
efforts d’Auto-suisse. A cet égard, plusieurs initiatives ont été envisagées :
l’introduction d’une étiquette énergétique pour les automobiles, la promotion de
véhicules diesel présentant un meilleur rendement énergétique, associée à
l’introduction du carburant sans soufre, le soutien à de nouvelles technologies en
matière de conception des moteurs et l’encouragement de concepts de circulation
novateurs. A noter qu’il sera également tenu compte de l’impact de la convention dans
le calcul d’une éventuelle taxe sur le CO2. Comme les différentes mesures ne
permettront pas de remplir les buts de la loi sur le CO2, le Conseil fédéral souhaitait
renforcer les mesures volontaires, comme le car-sharing, la promotion du trafic lent, le
transfert route-rail, ainsi que la promotion d’un style de conduite plus écologique.
Quant aux cantons, ils auront le loisir d’édicter les prescriptions sur les économies de
carburant ou d’aménager la taxe sur les véhicules à moteur. 33

S’inscrivant dans le droit fil de la convention signée entre le DETEC et Auto-suisse, le
Conseil fédéral a approuvé l’introduction d’une étiquette énergétique pour les
automobiles neuves. Celle-ci veut rendre les consommateurs attentifs au rendement
énergétique des voitures. Concrètement, l’étiquette énergétique – analogue à celle
introduite pour les appareils électriques – précise, à la l’aide des catégories allant de A
à G, si une automobile consomme peu ou au contraire beaucoup de carburant.
L’étiquette sera visible sur tous les véhicules exposés à la vente. Les listes de prix et le
matériel publicitaire devront également mentionner la catégorie de consommation des
modèles présentés. Le nouvel appendice de l’ordonnance de l’énergie est entré le 1er
octobre en service. Les importateurs d’automobiles et les garagistes ont jusqu’au 1er
janvier 2003 pour s’y conformer. 34

ANDERES
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PHILIPPE BERCLAZ

Pour l’année sous revue, la Confédération a octroyé 13 millions de francs pour financer
des projets énergétiques dans 24 cantons. Manquent à l’appel Schwyz et Obwald, qui
n’ont pas encore élaboré de programme d’encouragement. Comme le veut la loi sur
l’énergie, les tâches de promotion de l’utilisation rationnelle de l’énergie, des énergies
renouvelables et de la récupération de chaleur relèvent, depuis 2000, essentiellement
des cantons. Le rôle de la Confédération est limité au versement chaque année, dans le
cadre de SuisseEnergie, des contributions globales à ceux d’entre eux qui mettent sur
pied leur propre programme d’encouragement. Seuls les projets d’importance
nationale ou supracantonaux reçoivent encore une aide directe de la Confédération.
Chaque canton a l’obligation d’injecter dans son programme d’encouragement un
montant au moins équivalent à l’aide fédérale. 35

ANDERES
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Le conseiller fédéral Moritz Leuenberger a donné personnellement le coup d'envoi de la
campagne d'information en faveur de l'étiquette Energie pour les voitures neuves. Il en
a profité pour exposer sa stratégie afin de diminuer les émissions de CO2 dues au trafic
routier. L'accent a été mis sur trois domaines. Il s'agissait tout d'abord de modifier
l'impôt fédéral sur les véhicules à moteur de manière à favoriser les modèles
respectueux de l'environnement et présentant une efficacité énergétique élevée. Un
système de bonus/malus a été mis à l'étude dont le principe consisterait à alléger
l'impôt fédéral perçu sur les véhicules économes et à pénaliser, à l'inverse, ceux qui
affichent de mauvaises performances écologiques. Une recommandation sera adressée
aux cantons afin qu'ils adaptent la taxe sur les véhicules à moteur dans ce sens. La
promotion d'un mode de conduite écologique constituait le deuxième axe de la
stratégie de SuisseEnergie dans le domaine de la mobilité. Le DETEC estimait qu'une
généralisation de la méthode Eco-Drive entraînerait entre 10% et 15% d'économies de
carburant, sans porter atteinte au confort des usagers de la route. En vertu d'une
ordonnance (voir infra, part. I, 6b, Trafic routier), la conduite écologique fait partie
intégrante de la formation des nouveaux conducteurs et figure au programme de
l'examen du permis de conduire. Le troisième axe avait trait à la promotion du trafic
non motorisé et au trafic lent, en collaboration avec des partenaires comme La Suisse à
vélo, Mobility Car Sharing et les Cités de l'énergie. 36
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Le Conseil fédéral a transposé une directive européenne concernant l’indication de la
consommation d’énergie des fours électriques. Complétant l’ordonnance sur l’énergie
(OEne), le nouvel appendice entrera en vigueur le 1er janvier 2004. Selon celui-ci, la
classe d’efficacité des fours électriques à usage domestique doit désormais figurer sur
une étiquetteEnergie de manière à informer de façon compréhensible la clientèle. 37

ANDERES
DATUM: 19.11.2003
PHILIPPE BERCLAZ

Le ministre de l’énergie Moritz Leuenberger a lancé la campagne pour le bâtiment
2004. Elle soulignera les avantages de l’efficacité énergétique dans la construction et
l’assainissement dès le printemps 2004. Son moteur sera une plateforme internet qui
servira de portail d’entrée pour des informations approfondies, des conseils et des
instruments de planification. 38

ANDERES
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Sur le coup des 3h30, le dimanche 29 septembre, l’Italie, Genève, les Grisons et le
Tessin ont été touchés par des pannes de courant. Alors que les entreprises électriques
suisses sont parvenues à rétablir rapidement l’approvisionnement, il a fallu toute la
journée pour que la situation se normalise en Italie. La Suisse et l’Italie se sont rejetées
la responsabilité. Les rapports de l’UCTE (Union pour la coordination du transport de
l’électricité en Europe) et de l’OFEN ont tous deux conclu que deux accidents causés
par des arbres sur le territoire suisse ont été à l’origine de la panne générale. Il
s’agissait tout d’abord de la ligne du Lukmanier, qui a été déconnectée à la suite d’un
arc électrique avec le sommet d’un arbre, puis d’un deuxième arbre qui s’est abattu
près de Sils (GR) provoquant une rupture de transmission sur la ligne du San
Bernardino. Les deux rapports variaient quant aux responsabilités. L’UCTE jugeait la
Suisse coupable du black-out. D’après elle, le Bureau de coordination du réseau haute
tension « Etrans » (Etrans avait été créé en 1999 par sept compagnies suisses
d’électricité) n’avait pas saisi l’urgence de la situation entraînée par la surcharge de la
ligne de haute tension du San Bernardino, suite à l’impossibilité de remettre en service
le Lukmanier. En tardant et en ne demandant qu’une réduction de 300 mégawatts (MV)
sur un total de 6700, Etrans a adressé au GRTN (GRTN est la société publique italienne
en charge de la gestion du réseau) une demande inadéquate. Du coup, les lignes venant
de France, de Suisse, d’Autriche et de Slovénie ont été surchargées et se sont
déconnectées les unes après les autres. Le tout s’est passé en 26 minutes. Les experts
de l’UCTE ont aussi mis en exergue des travaux d’entretien non satisfaisants. Le rapport
de l’OFEN a admis ce dernier point, mais pas les autres. Selon l’office, le gestionnaire
GRTN aurait dépassé son quota d’importations en provenance de la Suisse de près de
300 MV, provocant l’échauffement, puis la rupture de la ligne du Lukmanier. Cette nuit-
là, l’Italie importait une quantité de courant correspondant à 24% de ses besoins.
Malgré un téléphone de Etrans, une alarme online et une chute immédiate de
l’approvisionnement, le GRTN aurait réagi tardivement et n’aurait pas suffisamment
réduit sa demande. Afin d’éviter le black-out, le GRTN aurait dû mettre hors service les
pompes à accumulation de ses centrales et l’exploitant français Réseau de transport
électrique aurait dû faire transiter cette surcharge sur son réseau sous-exploité au
moment de l’incident. Le rapport de l’OFEN remarquait, en outre, que les flux effectifs
de courant à destination de l’Italie excédaient les flux de référence depuis un certain
temps déjà. Ces écarts chroniques étaient le fruit de décisions des exploitants italiens
et français du réseau et de leurs autorités de régulation respectives. Aucune
réglementation globale et contraignante ne régissait l’exploitation des réseaux
transfrontaliers. Le règlement européen sur les échanges transfrontaliers de courant
devrait en partie y remédier à partir du 1er juillet 2004. Afin de garantir la sécurité
d’approvisionnement en Suisse et en Europe, l’OFEN a émis certaines
recommandations, qui ont été reprises dans une appréciation sur la libéralisation du
marché électrique suisse. Dans une déclaration commune, l’Italie et la France ont
dénoncé la rupture par Berne de l’accord passé pour mener l’enquête à trois. 39
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PHILIPPE BERCLAZ

Le Conseil fédéral a approuvé la modification de l’ordonnance sur l’énergie (OEne).
Cette dernière introduit au 1er janvier 2005 de nouvelles classes d’efficacité (A+ et
A++) en relation avec « l’étiquette énergie » des réfrigérateurs, congélateurs et autres
appareils électriques combinés. Les classes se basent sur une adaptation du droit
européen correspondant. Elles permettront de distinguer les meilleurs appareils. Le
calcul de la consommation normale des appareils réfrigérants étiquetés sera également
adapté. 40

ANDERES
DATUM: 10.11.2004
PHILIPPE BERCLAZ
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Une nouvelle ligne à haute tension à 380 kilovolts a été inaugurée entre Robbia (GR) et
San Firano en Italie. Longue de 44 kilomètres, elle augmente de près de 1'300
mégawatts les capacités d’échange et améliore la sécurité d’approvisionnement entre
les deux pays. Le coût de la ligne en Suisse s’est élevé à 160 millions de francs. 41

ANDERES
DATUM: 21.11.2005
PHILIPPE BERCLAZ

SP, SVP und FDP präsentierten 2006 ihre Vorstellungen zur künftigen
Stromversorgung. Die SP will bis 2024 aus der Atomenergie aussteigen und den
Atomstrom durch erneuerbare Energien ersetzen sowie den Stromverbrauch mittels
Steigerung der Energieeffizienz reduzieren. Die SVP verlangt den schweizerischen
Strommix aus Wasser- und Kernenergie beizubehalten. Zur Wahrung der
Unabhängigkeit der Schweiz soll zudem der Anteil der im Inland produzierten
Elektrizität erhöht werden. Die FDP fordert den Bau neuer Atomkraftwerke sowie die
Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien. Den Bau von Gaskraftwerken lehnt sie
wegen den zusätzlichen CO2-Emissionen ab. 42

ANDERES
DATUM: 22.07.2006
ANDREA MOSIMANN

Die Studien des Bundesamtes für Energie wurden vom „Forum Energieperspektiven“
begleitet. Das Forum, im dem Vertreter aus Politik, Behörden, Wissenschaft und
Verbänden mitgewirkt hatten, präsentierte im Oktober eine Bilanz seiner Überlegungen.
Aufgrund der divergierenden Interessen und des Zeitdrucks gelang es aber nicht, einen
gemeinsamen Schlussbericht zu verfassen. Der grösste Dissens herrschte bei der Frage
des künftigen Strommixes. Linke und Grüne lehnten die weitere Nutzung von
Kernenergie strikte ab, während sich Wirtschaft und bürgerliche Parteien die
Atomoption offen halten wollten. 43

ANDERES
DATUM: 27.10.2006
ANDREA MOSIMANN

Le Conseil fédéral ne fait pas preuve de plus d’unanimité à la veille de sa séance du 21
février consacrée à la stratégie énergétique de la Confédération, chaque conseiller
défendant les options de son parti. Le collège gouvernemental est néanmoins parvenu à
un compromis sur les grandes lignes de la stratégie énergétique à moyen et long terme.
Il ne s’est cependant pas déterminé sur les mesures concrètes proposées par le
ministre de l’énergie sur la base du scénario « Nouvelles priorités » de l’OFEN. Il a par
contre entériné quatre objectifs stratégiques : l’amélioration de l’efficacité
énergétique, le développement des énergies renouvelables, la garantie de
l’approvisionnement électrique par la construction de nouvelles installations et la
formulation d’une politique extérieure en matière énergétique. Convaincu de la
nécessité de construire de nouvelles centrales nucléaires, le Conseil fédéral n’en a pas
pour autant exclu les usines à gaz comme solution transitoire jusqu’en 2020, date
probable d’entrée en fonction d’une nouvelle installation nucléaire. Toutefois, cette
option est soumise à l’exigence pour les entreprises électriques de compenser
totalement les émissions de leurs installations décidée par le parlement. Enfin, le
collège a confié au DETEC la tâche de lui présenter un plan d’action proposant des
mesures concrètes pour réaliser les objectifs ainsi définis d’ici à la fin de l’année en
cours.

La réaction de la presse fut très mitigée entre la satisfaction que le gouvernement soit
parvenu à un compromis et la déception qu’il ait privilégié une solution peu innovante.
Les partis bourgeois se sont montrés satisfaits, tandis que le PS et les Verts ont
réaffirmé leur refus de toute nouvelle centrale nucléaire. Les Verts ont notamment
rappelé leur objectif à long terme de faire de la Suisse une « société 2000 watts »,
c’est-à-dire dans laquelle chaque personne ne consomme que 2'000 watts par an,
contre 6'000 actuellement. Les entreprises de la branche électrique se sont pour leur
part dites satisfaites, alors que les organisations environnementales ont exprimé de
vives critiques. Les jeunesses du PDC, du PRD, du PS, de l’UDC et des Verts ont par
ailleurs adopté une prise de position commune pour exprimer leur refus des centrales à
gaz. 44

ANDERES
DATUM: 24.02.2007
NICOLAS FREYMOND

01.01.90 - 01.01.20 11ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Parallèlement aux travaux de l’Assemblée fédérale, la Conférence des directeurs
cantonaux de l’énergie a adopté des prescriptions plus strictes pour les bâtiments. La
consommation maximale pour la production d’eau chaude est désormais fixée à 4,8
litres d’équivalent à l’huile de chauffage pour les bâtiments neufs et à 9 litres pour ceux
assainis. Un certificat énergétique unique et facultatif sera en outre introduit dans tous
les cantons au cours de l’année 2009. Ces mesures complètent le programme de
soutien à l’assainissement énergétique des bâtiments. Par cette stratégie d’ensemble,
les cantons espèrent atteindre une efficacité similaire à celle du programme fédéral
SuisseEnergie, soit une réduction de la consommation de l’ordre de 4 milliards de kWh
ou des 350'000 tonnes d’équivalent à l’huile de chauffage (1,5% de la consommation
totale annuelle en Suisse). La Conférence a en outre exprimé sa volonté de financer
l’assainissement des bâtiments par une hausse du « centime climatique » de 1,5 à 1,99
centimes par litre d’essence. 45

ANDERES
DATUM: 26.08.2008
NICOLAS FREYMOND

La Conférence des directeurs cantonaux de l’énergie et l’OFEN ont mené une
campagne très active pour le lancement du certificat énergétique cantonal des
bâtiments (CECB) en août. L’établissement d’un CECB coûte 1'200 francs aux
propriétaires. Pour les inciter, l’OFEN a notamment mené une action promotionnelle en
s’engageant à prendre en charge 1'000 francs de la facture pour les 15'000 premiers
bâtiments expertisés. L’opération a connu un franc succès, puique les 15'000
certificats subventionnés ont été écoulés en trois semaines. 46

ANDERES
DATUM: 24.08.2009
NICOLAS FREYMOND

Le Conseil fédéral a décidé de renouveler pour une durée de dix ans le programme
SuisseEnergie. Si la première étape du programme se concentrait sur l’efficacité
énergétique des bâtiments et les énergies renouvelables (2001-2010), la deuxième est
vouée prioritairement à promouvoir l’efficacité énergétique dans les domaines de la
mobilité (efficacité et faible consommation des véhicules, conduite économique,
transports publics et mobilité douce), des appareils électriques (prescriptions de
consommation pour lave-linge, téléviseurs, éclairage public, etc.), ainsi que dans les
secteurs de l’industrie et des services (programme de sensibilisation sur le potentiel de
récupération de chaleur). Le gouvernement souhaiterait accroître les moyens à
disposition en faisant passer le budget annuel du programme de 26 à 30, voire 40
millions de francs. La décision en revient au parlement, dans le cadre de l’approbation
du budget de l’Office fédéral de l’énergie (OFEN). 47

ANDERES
DATUM: 11.06.2010
NICOLAS FREYMOND

Le Conseil fédéral a présenté un plan directeur intitulé « Masterplan Cleantech »
visant à faire de la Suisse le leader de la recherche sur les technologies propres, c’est-
à-dire préservant les ressources naturelles, et à faire progresser le transfert de savoirs
et de technologies. L’ambition générale du projet consiste à accroître la prospérité en
utilisant moins de ressources naturelles et en diminuant la consommation d’énergie.
Outre le secteur économique, cela implique également une réforme écologique de la
fiscalité et une amélioration de l’information (généralisation des étiquettes et labels)
afin d’inciter la population à consommer mieux et moins. 48

ANDERES
DATUM: 20.10.2010
NICOLAS FREYMOND

Le Conseil fédéral a lancé en septembre la phase pratique du « Masterplan
Cleantech », son plan directeur portant sur les technologies propres. Le gouvernement
a pris plusieurs mesures et décidé de mettre en place deux structures de coordination
entre les services fédéraux, les cantons, les villes ainsi que les milieux économiques et
scientifiques. Les premières mesures prises dans ce cadre ont porté sur l'optimisation
du transfert de savoir et de technologie entre les hautes écoles et les entreprises. Afin
de coordonner ce programme de longue haleine, le gouvernement mettra en place un
groupe de travail réunissant des représentants des services fédéraux concernés et des
cantons. La Confédération a également constitué un comité consultatif afin de mener
le dialogue avec les villes ainsi qu'avec les milieux économiques et scientifiques. Le
Conseil fédéral a pour objectif de permettre à l'économie suisse de se positionner de
manière optimale sur ce marché mondial en plein essor d’ici à 2020. 49
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LAURENT BERNHARD

01.01.90 - 01.01.20 12ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Lors de son assemblée générale du 2 septembre, la Conférence des directeurs
cantonaux de l’énergie (CDEn) a anticipé l’abandon progressif du nucléaire en
adoptant à l’unanimité un document de prise de position. Afin d’encourager le
développement des énergies renouvelables, les directeurs cantonaux ont fait part de
leur souhait de simplifier les procédures correspondantes. Pour ce qui concerne les
nouveaux bâtiments, la CDEn a annoncé que ceux-ci devront, dans la mesure du
possible, s’approvisionner de manière autonome dès 2020. Les bâtiments construits
avant 1990, disposeront quant à eux, d’un délai de dix ans afin de remplacer les
chauffages électriques à partir de 2015. 50

ANDERES
DATUM: 19.09.2011
LAURENT BERNHARD

Dans le but de définir une base commune quant aux défis posés par la nouvelle donne
en matière de politique énergétique, la Conférence des directeurs cantonaux de
l’énergie (CDEn) a adopté en mai les « Principes directeurs de la politique
énergétique ». Les directeurs de l’énergie se sont prononcés en faveur d’une
exploitation accrue du potentiel des énergies renouvelables et de l’efficacité
énergétique. Néanmoins, ils reconnaissent que les centrales à gaz seront nécessaires
durant une période transitoire. Par ailleurs, la CDEn a estimé qu’une autre priorité
concernait le renouvellement et l’extension du réseau électrique. 51

ANDERES
DATUM: 04.05.2012
LAURENT BERNHARD

Dix-neuf services industriels de villes suisses, réunis au sein de Swisspower, ont signé
en juillet le « Masterplan 2050 ». Il s’agit d’un plan d’action dont le but consiste à
sortir du nucléaire. Les signataires se sont engagés à approvisionner, sur le long terme,
la Suisse en énergies renouvelables. Ces services industriels, qui comptent 1,1 million de
clients, se sont déclarés convaincus de la faisabilité du tournant énergétique. 52

ANDERES
DATUM: 02.07.2012
LAURENT BERNHARD

Quant au projet de réforme fiscale écologique, celui-ci constituera la pièce maîtresse
de la deuxième étape de la stratégie du Conseil fédéral. A partir de 2021, le
gouvernement souhaite remplacer progressivement les mécanismes d’encouragement
actuels (la rétribution à prix coûtant (RPC) et la taxe sur le CO2) par un système
d’incitation. Le Conseil fédéral a annoncé qu’il allait élaborer un projet de consultation
d’ici 2014. 53

ANDERES
DATUM: 28.09.2012
LAURENT BERNHARD

En mai de l’année sous revue, l’Office fédéral de l’énergie (OFEN) et les opérateurs
Sunrise, Swisscom et upc cablecom ont lancé une campagne d’information afin de
sensibiliser la population sur le potentiel d’économie des modems, routeurs et
décodeurs. Les plus de trois millions d’appareils en service en Suisse consomment
environ 500 gigawattheures d’électricité par an. En réglant mieux ces appareils, il serait
possible d’économiser près de 180 gigawattheures. 54

ANDERES
DATUM: 16.05.2013
LAURENT BERNHARD

Les directeurs cantonaux de l’énergie (CDEn) ont annoncé en août les premières
décisions de principe relatives à la révision du Modèle de prescriptions énergétiques
des cantons (MoPEC). Il s’agit de recommandations non contraignantes que la CDEn
émet à l’attention des cantons. Ainsi, il a été convenu que l’approvisionnement en
chaleur de nouveaux bâtiments devait en principe être réalisé au moyen d’énergies
renouvelables. En outre, les directrices et directeurs cantonaux de l’énergie se sont
prononcés en faveur d’un renforcement des exigences portant sur l’enveloppe des
bâtiments, ce qui devrait permettre une amélioration des effets d’isolation de l’ordre
de 15%. 55

ANDERES
DATUM: 23.08.2013
LAURENT BERNHARD

En août, le Conseil fédéral a fait le point sur le « Masterplan Cleantech », son plan
directeur portant sur les technologies propres. Le gouvernement a constaté avec
satisfaction que les mesures décidées en 2011 avaient pu être en très grande partie
réalisées, notamment dans les domaines de la formation et de la recherche
énergétique. Comme priorité pour l’année 2014, le Conseil fédéral a recommandé
d’approfondir la question de l’efficacité des ressources. 56

ANDERES
DATUM: 26.08.2013
LAURENT BERNHARD
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Umweltschutz

Allgemeiner Umweltschutz

Suite à la décision du Conseil fédéral, le nouveau groupe de coordination pour la
criminalité environnementale remplacera le groupe EnviCrimeCH. En Suisse, plusieurs
ressources naturelles sont exploitées illégalement. Le dispositif pénal en place permet
d'agir, mais seulement lorsque les autres mesures d'exécution du droit
environnemental sont restées sans effet. Depuis 2014, l'ancien groupe favorisait
l'échange d'expériences et de connaissances en la matière entre les autorités fédérales,
les corps de police, les ministères publics et les services cantonaux de l'environnement.
Le nouvel organe, dirigé conjointement par l'OFEV et l'OSAV a pour objectifs
supplémentaires le développement du droit de l'environnement et l'amélioration des
outils de poursuite pénale. Autre nouveauté, une plateforme de coordination sera
instaurée lors d'affaires concrètes. 57

ANDERES
DATUM: 07.11.2018
DIANE PORCELLANA

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Die Vernehmlassungsantwort der FDP zur Energiestrategie 2050 wurde als konsolidierte
Position der Freisinnigen nach mehreren Jahren des Ringens um die Energiepolitik der
Partei interpretiert. Die FDP hatte sich nach der Atomkatastrophe in Japan 2011 lange
schwer getan, eine nachvollziehbare Position aufzubauen. Sie sprach sich in ihrer
Stellungnahme von Anfang Februar gegen die gesetzliche Verankerung eines
Atomausstiegs aus. Zwar lehne man den Bau von Reaktoren der heutigen Technologie
ab, ein grundsätzliches Technologieverbot unterstütze die FDP aber nicht. Mitte
Oktober dachte FDP-Parteipräsident Philipp Müller laut über die Einführung einer
Ökosteuer nach, um den Energieverbrauch zu senken. Die höhere Besteuerung von
Energie statt Arbeit sei sinnvoll. In einem parteiintern nicht nur auf Wohlwollen
stossenden Interview in der Sonntagszeitung forderte Müller ein ökologischeres Profil
für die FDP. 58

ANDERES
DATUM: 21.10.2013
MARC BÜHLMANN

Linke und ökologische Parteien

Die junge Partei wollte mit eigenen neuen Projekten auf sich aufmerksam machen. An
der Delegiertenversammlung in Winterthur wurde ein Papier zur Energiepolitik
diskutiert, das die Besteuerung der Einfuhr nichterneuerbarer Energie und im
Gegenzug die Abschaffung der Mehrwertsteuer verlangt. Die Idee wurde im November
als Initiative „Energie- statt Mehrwertsteuer“ lanciert. 59

ANDERES
DATUM: 08.11.2010
MARC BÜHLMANN
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